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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Das deutsch-namibische Versöhnungsabkommen vor dem High 
Court Namibias 

 

Nach mehrjährigen Verhandlungen, beginnend im Jahr 2015, einigten1 sich die Regierungen 
Deutschlands und Namibias im Jahr 2021 auf eine Gemeinsame Erklärung (joint declaration) 
mit dem Titel United in Remembrance of our Colonial Past, United in our Will to Reconcile, Uni-
ted in Our Vision of the Future2.  In dieser Gemeinsamen Erklärung erkennt die Bundesregierung 
an, dass man die Gräueltaten, die während der Kolonialkriege begangen wurden, aus heutiger 
Sicht als Völkermord bezeichnen würde (vgl. Ziff. 10 der Gemeinsamen Erklärung), spricht eine 
Entschuldigung aus (vgl. Ziff. 13 der Gemeinsamen Erklärung) und plant, 1,1 Milliarden Euro als 
Wiederaufbauhilfe (vgl. Ziff. 18 der Gemeinsamen Erklärung) bereitzustellen. Gemäß Ziff. 20 der 
Gemeinsamen Erklärung sollen damit alle finanziellen Aspekte abschließend geregelt sein. Die 
Erklärung wurde von den Sondervertretern Namibias und Deutschlands paraphiert.3 Die deut-
sche und die namibische Regierung haben die Gemeinsame Erklärung bislang jedoch nicht abge-
geben, da „auf namibischer Seite bisher keine Zustimmung zu dieser Erklärung erfolgt ist.“4 Nach 
Auffassung der Bundesregierung handelt es sich bei der Erklärung nicht um einen völkerrechtli-
chen Vertrag, der einer Ratifizierung bedürfe, sondern um eine „politische Absichtserklärung.“5 

Bereits im Januar 2017 reichten Vertreter der Ovaherero und Nama eine Sammelklage gegen die 
Bundesrepublik Deutschland in den USA ein. In dieser Klage forderten sie Schadensersatz und 
argumentierten, dass ihr Ausschluss aus den Verhandlungen zwischen der namibischen und 

 

1 Weiterführend zu den Verhandlungen siehe Bundeszentrale für politische Bildung, Völkermord an Herero und 
Nama: Abkommen zwischen Deutschland und Namibia, 22. Juni 2021. 

2 Der Text ist einsehbar auf der Seite der Deutsch-Namibischen Gesellschaft e.V., Joint Declaration by the Federal 
Republic of Germany and the Republic of Namibia. 

3 BT-Drucksache 20/3236, S. 1, 5. 

4 BT-Drucksache 20/3236, S. 5, siehe auch Pelz, Herero und Nama klagen gegen Völkermord-Abkommen, Deut-
sche Welle, 20. Januar 2023; Bröll, UN-Berichterstatter fordern Reparationen von Deutschland, FAZ, 26. April 
2023. 

5 BT-Drucksache 20/3236, S. 5. 
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deutschen Regierung einen Völkerrechtsverstoß darstelle. Die Klage wurde jedoch 2019 in erster 
Instanz und 2020 in zweiter Instanz abgewiesen.6 Im Jahr 2021 lehnt der US-amerikanische  
Supreme Court eine Wiederaufnahme des Verfahrens ab.7 

Somit war es wenig überraschend, dass die Gemeinsame Erklärung aus dem Jahr 2021 bei vielen 
Vertretern der Ovaherero und Nama auf keine positive Resonanz stieß. Im Januar 2023 wurde 
eine Klage des Oppositionspolitikers Bernadus Swartbooi, der Ovaherero Traditional Authority, 
der Nama Traditional Leaders Association und anderer vor dem High Court Namibias einge-
reicht.8 Die Kläger – vertreten durch den namibischen Rechtsanwalt Patrick Kauta – argumentie-
ren u.a., dass die namibische Regierung – wohl im Rahmen der Verhandlungen – nicht befugt ge-
wesen sei, der Ziff. 20 der Gemeinsamen Erklärung ohne Genehmigung des Parlaments zuzu-
stimmen. Zudem wird in prozeduraler Hinsicht vorgebracht, dass die Debatte im Parlament über 
die gemeinsame Erklärung vorzeitig abgebrochen worden sei.9 Darüber hinaus wird in materiell-
rechtlicher Hinsicht kritisiert, dass durch die Nichtbeteiligung der Ovaherero Traditional Autho-
rity und der Nama Traditional Leaders Association bei den Verhandlungen zu der Gemeinsamen 
Erklärung gegen völkerrechtliche Verpflichtungen verstoßen worden sei.10 Die Klage zielt darauf 
ab, die Gemeinsame Erklärung als bloße politische Erklärung für verfassungswidrig zu erklären 
und der namibischen Regierung eine Fortführung der Verhandlung zu untersagen.11 

Am 23. Februar 2023 kritisierten sieben Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen sowohl 
die deutsche als auch die namibische Regierung.12 Im Schreiben an die deutsche Regierung 
wurde u.a. die tiefe Besorgnis hinsichtlich des Vorwurfs ausgedrückt, dass an den Verhandlun-
gen selbstgewählte Vertreter der Ovaherero und Nama nicht ausreichend beteiligt gewesen 
seien.13 In ihrer Antwort vom 1. Juni 2023 hat die deutsche Regierung deutlich gemacht, dass es 
ihrer Ansicht nach keinen Grund zu der Annahme gebe, dass die Beteiligung von Vertretern der 

 

6 Dazu weiterführend Talmon, Germany not answerable in U.S. courts for alleged colonial genocide, GPIL – Ger-
man Practice in International Law, 9. Dezember 2020. 

7 Bundeszentrale für politische Bildung, Völkermord an Herero und Nama: Abkommen zwischen Deutschland 
und Namibia, 22. Juni 2021. 

8 Theurer, Litigation Reparations: will Namibia be setting standards?, Völkerrechtsblog, 25. Januar 2023. 

9 Theurer, Litigation Reparations: will Namibia be setting standards?, Völkerrechtsblog, 25. Januar 2023; Pelz, 
Herero und Nama klagen gegen Völkermord-Abkommen, Deutsche Welle, 20. Januar 2023. 

10 Theurer, Litigation Reparations: will Namibia be setting standards?, Völkerrechtsblog, 25. Januar 2023; für eine 
detaillierte Darstellung aller Argumente siehe Theurer, Minimum Legal Standards in Reparation Processes for 
Colonial Crimes: The Case of Namibia and Germany, in: German Law Journal (2023), 24, S. 1146–1168. 

11 Auskunft vom Auswärtigen Amt vom 7. Februar 2024. 

12 Conolly, UN representatives criticise Germany over reparations for colonial crimes in Namibia, The Guardian, 
28. April 2023. 

13 Mandates of the Special Rapporteurs, Ref.: AL DEU 1/2023, 23. Februar 2023, S. 8. 

https://gpil.jura.uni-bonn.de/2020/12/germany-not-answerable-in-u-s-courts-for-alleged-colonial-genocide/
https://gpil.jura.uni-bonn.de/2020/12/germany-not-answerable-in-u-s-courts-for-alleged-colonial-genocide/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/335257/voelkermord-an-herero-und-nama-abkommen-zwischen-deutschland-und-namibia/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/hintergrund-aktuell/335257/voelkermord-an-herero-und-nama-abkommen-zwischen-deutschland-und-namibia/
https://voelkerrechtsblog.org/litigating-reparations/
https://voelkerrechtsblog.org/litigating-reparations/
https://www.dw.com/de/deutschland-namibia-kolonialismus-v%C3%B6lkermord-herero-nama-abkommen-klage/a-64466627
https://voelkerrechtsblog.org/litigating-reparations/
https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/content/view/68CCD0A373277830C2BC9C3614132C6B/S2071832223000810a.pdf/minimum-legal-standards-in-reparation-processes-for-colonial-crimes-the-case-of-namibia-and-germany.pdf
https://www.cambridge.org/core/services/aop-cambridge-core/content/view/68CCD0A373277830C2BC9C3614132C6B/S2071832223000810a.pdf/minimum-legal-standards-in-reparation-processes-for-colonial-crimes-the-case-of-namibia-and-germany.pdf
https://www.theguardian.com/global-development/2023/apr/28/un-representatives-criticise-germany-over-reparations-for-colonial-crimes-in-namibia
https://spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadPublicCommunicationFile?gId=27875
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Ovaherero und Nama, wie sie von der namibischen Regierung vorgenommen worden sei, nicht 
den Anforderungen der einschlägigen Menschenrechtsstandards entsprochen hätte.14 

Das Gerichtsverfahren ist derzeit vertagt bis zum 6. März 2024. Die Beklagtenseite muss umfang-
reiche Dokumente aus der Zeit der Verhandlungen zur Gemeinsamen Erklärung vorlegen. Der 
High Court wird (ohne mündliche Verhandlung) im schriftlichen Verfahren entscheiden. Mit  
einem schnellen Urteil wird nicht gerechnet. Es besteht zudem die Möglichkeit, gegen das Urteil 
Rechtsmittel beim Obersten Gerichtshof (Supreme Court) einzulegen.15  

***16 

 

14 Permanent Mission of the Federal Republic of Germany to the Office of the United Nations and to the other In-
ternational Organizations Geneva, Ref.: Pol-10 552.00 Nam, Note Verbale, 1. Juni 2023, Rn. 21. 

15 Auskunft vom Auswärtigen Amt vom 7. Februar 2024. 

16 Sofern sich die Hyperlinks durch Anklicken nicht öffnen lassen, wird empfohlen, die URL zu kopieren und in 
den Browser einzufügen. 

https://spcommreports.ohchr.org/TMResultsBase/DownLoadFile?gId=37548

